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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Das Bundesgericht unterstützte in einem Urteil das 1991 vom Bundesrat verfügte
Schusswaffentragverbot für Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien. In Zukunft
wird der Bundesrat derartige Verbote auf das neue Waffengesetz abstützen können und
sich nicht mehr auf die Generalklausel zur Wahrung der Interessen der Schweiz (Art.
102.8 BV) berufen müssen. 1

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 19.02.1997
HANS HIRTER

Für angeregte Debatten auch im Parlament sorgte die 2007 erfolgte Vernichtung von
Akten im Zusammenhang mit Ermittlungen der Bundesanwaltschaft gegen Ostschweizer
Geschäftsleute (Familie Tinner), die des illegalen Exports von Kriegsmaterial verdächtigt
wurden. Die Untersuchungsorgane hatten brisante Dokumente sichergestellt,
insbesondere Baupläne für Nuklearwaffen und zur Produktion von waffenfähigem Uran.
Diese Papiere dürfen sich gemäss dem Vertrag zur Nichtverbreitung von Atomwaffen
nicht in dauerhaftem Besitz der Schweiz befinden und sie stellten nach Ansicht des
Bundesrates auch eine Gefährdung der Schweiz und anderer Staaten dar. Im November
2007 hatte der Bundesrat deshalb beschlossen, diese hochbrisanten Dokumente unter
Aufsicht der Internationalen Atomenergiebehörde (IAEA) vernichten zu lassen.
Besondere politische Brisanz erhielt der Fall dadurch, weil Behauptungen im Raume
standen, der effektive Grund für die Zerstörung habe darin bestanden, dass Mitglieder
der Familie Tinner mit dem amerikanischen Geheimdienst CIA zusammen gearbeitet
hätten und letzterer die Aktenvernichtung verlangt habe, um seine Informanten zu
schützen. Die eigentlichen Ermittlungsakten wurden nach Auskunft von Bundesrätin
Widmer-Schlumpf nicht vernichtet. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 22.05.2008
HANS HIRTER

Der Fall Tinner beschäftigte Politik und Medien 2010 weiterhin. Das Bundesgericht wies
zu Beginn des Berichtjahrs eine Beschwerde seitens der Bundesanwaltschaft ab, die
eine uneingeschränkte Einsicht in die umstrittenen Akten verlangt hatte. Das
Gerichtsurteil bestätigte den Bundesrat einstweilen in seinem Vorgehen, brisante
Papiere zu diesem Fall unter Verschluss zu halten. Im Dezember beantragte dann aber
der eidgenössische Untersuchungsrichter Anklage gegen die Familie Tinner und
forderte Akteneinsicht. In seinem Bericht machte er Verstösse gegen das
Kriegsmaterial- und das Geldwäschereigesetz geltend. Darüber hinaus kritisierte er die
Einschränkung der Akteneinsicht zulasten der Bundesanwaltschaft durch den
Bundesrat scharf. Es sei rechtsstaatlich bedenklich, wenn die eine Gewalt die andere
nicht respektiere und behindere. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 23.12.2010
MARC BÜHLMANN

Im Fall Tinner hatte sich die Bundesanwaltschaft für ein verkürztes Verfahren
entschieden, das eine Vereinbarung zwischen der Anklage und des Angeklagten über die
vorgeworfenen Tatbestände und das Strafmass ermöglichte. Die Bundesanwaltschaft
und die Familie Tinner wurden sich einig. Der Ball liegt zurzeit beim Bundesstrafgericht,
das das Vorgehen noch gutheissen muss.

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 31.12.2011
NADJA ACKERMANN

Das Bundesgericht bestätigte am 25. September den zwischen der Bundesanwaltschaft
und Tinner ausgehandelten Deal und ermöglichte somit die Ziehung eines
Schlussstriches unter die Causa Tinner, welche seit 2004 andauerte. Die drei
Angeklagten wurden wegen Förderung der Herstellung von Atomwaffen sowie Marco
Tinner zusätzlich wegen Urkundenfälschung schuldig gesprochen. Da jedoch die
Freiheitsstrafen so bemessen wurden, dass sie knapp unter der Dauer der
Untersuchungshaft liegen, wird keiner der Angeklagten ins Gefängnis gehen müssen.
Das Bundesgericht entschloss sich zur Zustimmung, weil im Falle eines Neins ein
ordentliches Verfahren hätte eingeleitet werden müssen, welches aufgrund der
Vernichtung wesentlicher Beweismittel durch den Bundesrat mit hoher
Wahrscheinlichkeit zu Verfahrenseinstellungen oder Freisprüchen geführt hätte. 4

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 25.09.2012
NADJA ACKERMANN
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Das Bundesgericht hat eine Beschwerde des beurlaubten Chefs der
Bundeskriminalpolizei, Michael Perler, abgewiesen und sich wie auch schon das
Bundesverwaltungsgericht dafür ausgesprochen, dass Perler weiterhin ein
Sicherheitsrisiko darstellt. Dies bedeutet jedoch nicht, dass Perler nicht in anderer
Funktion weiterhin für den Bund tätig sein kann. Als dessen Nachfolger wurde im
Dezember René Wohlhauser ernannt. 5

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 21.12.2012
NADJA ACKERMANN

Mit dem Freispruch einer Nebenfigur wurde 2014 endgültig ein Schlussstrich unter die
Tinner-Affäre gezogen. Der 65-jährige Ingenieur wurde vom Vorwurf der Förderung der
Herstellung von Kernwaffen für das libysche Atomwaffenprogramm vom
Bundesstrafgericht freigesprochen. 6

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 13.11.2014
NADJA ACKERMANN

Landesverteidigung

Bevölkerungsschutz

En mai, suite à la saisine d’un citoyen suisse déclaré inapte car diabétique et donc
soumis à la taxe d’exemption de l’obligation de servir, la Cour européenne des droits
de l’homme a estimé que les taxes d’exemption d’obligation de servir pour les
personnes partiellement invalides et voulant faire du service étaient discriminantes.
Elle a considéré que ces personnes devaient avoir la possibilité d’accéder à d’autres
fonctions au sein de l’armée malgré leur situation. La Confédération a fait appel de
cette décision devant la Grande chambre du Tribunal des droits de l’homme. En
novembre, cette dernière a décidé de rejeter l’appel de la Confédération et a confirmé
le premier verdict. Une motion Lumengo (ps, BE) (Mo. 09.4115) a été déposée en
décembre 2009, elle demande la suppression de la taxe pour les personnes
partiellement invalides. Le Conseil fédéral a mis en place un groupe de travail
interdépartemental pour traiter de la situation dans le respect de la Convention
européenne des droits de l’homme. 7

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 09.12.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energie

Eine 2014 in Kraft getretene Verordnung sah vor, dass Schweizer
Kernkraftwerkbetreiber die Kosten für die präventive Versorgung der Bevölkerung mit
Jodtabletten in einem Umkreis von 50 km um die Anlage ganz und ab einem Abstand
von 50 km zur Hälfte tragen müssen. Gegen diese Verordnung wehrten sich
Zeitungsberichten zu Folge die AKW-Betreiber (Axpo, BKW und KKW Gösgen-Däniken
und Leibstadt) im Jahr 2016 zuerst vor dem Bundesverwaltungsgericht und in letzter
Instanz 2018 vor dem Bundesgericht und bekamen Recht. Die Bundesrichter kamen
zum Schluss, dass keine ausreichende gesetzliche Grundlage für diese zusätzlichen
Abgaben bestehe und die Kernkraftwerkbetreiber die Kosten nur bis zu einem Umkreis
von 20 km – wie dies in der alten Verordnung vorgesehen war – vollständig übernehmen
müssen. 8

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 15.10.2018
MARCO ACKERMANN

Kernenergie

Noch kurz vor dem Inkrafttreten der stark umstrittenen Verordnungsänderung im
Kernenergiebereich wies das Bundesverwaltungsgericht im Januar 2019 eine
Beschwerde von 15 Privatpersonen – unter ihnen eine Gruppe von Beznau-
Anwohnerinnen und -Anwohnern sowie Vertreterinnen und Vertreter der
Schweizerischen Energiestiftung (SES), von Greenpeace und des Trinationalen
Atomschutzverbands (Tras) – gegen eine Verfügung des ENSI vom 27. Februar 2017 ab.
Das Gericht erachtete die Beurteilung der Erdbebensicherheit beim AKW Beznau durch
das ENSI als korrekt und bestätigte die Anwendung des weniger strengen 100-
Millisievert-Grenzwertes bei Erdbeben, die einmal alle 10'000 Jahre vorkommen. Das
Bundesverwaltungsgericht entschied somit in Übereinstimmung mit der
Verordnungsänderung, welche ebenfalls die Anwendung des weniger strengen
Grenzwerts von 100 Millisievert festschreibt. Die Beschwerdeparteien zeigten sich

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 01.03.2019
MARCO ACKERMANN
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enttäuscht und erklärten gemäss der Aargauer Zeitung einen Weiterzug des Urteils ans
Bundesgericht. Unabhängig vom Gerichtsentscheid trat die indirekt damit in
Verbindung stehende Verordnungsänderung per 1. Februar 2019 in Kraft. 9

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Mit Basel-Stadt musste erstmals ein Kanton für die Einwirkungen eines Fixerraumes
auf die Umgebung gradstehen und den Geschädigten Schadenersatz zahlen. Die
Anwohner eines zwischen 1991 und 1993 betriebenen Gassenzimmers erreichten vor
Bundesgericht, dass ihnen ein Teil der von ihnen ergriffenen Abwehr- und
Schutzmassnahmen von der öffentlichen Hand rückerstattet werden musste. 10

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 23.12.1993
MARIANNE BENTELI

1) NZZ, 19.2.97
2) AB NR, 2008, S. 658 ff.; BaZ, 17.5., 20.5. und 21.5.08; Presse vom 24.5.08 (Erklärung des BR); NZZ, 27.7. und 26.8.08
3) Beschwerde: Presse vom 29.01.10; Anklage: NZZ, 24.12.10
4) NZZ, 26.9.12.
5) Medienmitteilung EJPD vom 21.12.12; NZZ, 11.5. und 4.7.12
6) Presse vom 13.11.14
7) NZZ, 2.5.09; TA, 16.5 et 19.11.09; Bund, 16.7.09.
8) BGE 2C_888/2016; AZ, BaZ, NZZ, SGT, TA, 6.11.18
9) Aktennotiz ENSI 14I1658 vom 7.7.12; BVG A_1969/2017; Medienmitteilung BVG Urteil A-1969/2017 vom 25.1.19; Verfügung
ENSI vom 27.2.17; NZZ, TA, 26.1.19; TA, 30.1.19; AZ, 1.3.19
10) Presse vom 23.12.93; BZ, 24.12.93.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 3


